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Basalt, Granit, Grauwacke
als Groflpflaster in Stadtstraflen.

Von Pranz Pammler.

(Nachdruck verboten.)
Wenn für städtische Straßen als fahrbahnbeIag

NatuTstein genommen werden soll, geben Eigen­
art des Verkehrs und etwaige Steigungsverhält­
nisse der Fahrbahn in der betreffenden Straße
den Ausschlag bei IWahl der Gesteinsart. Als
Steine, die in den Städten Deutschlands vorzugs­
wej'se zu Großpflaster für Fahrbahnen verwendet
werden, sind Basalt, Granit und Grauwacke a11 erster
Stelle zu nennen. Laut technisch-mechanischen Prü­
fungszeugnissen Hegt bei diesen Oestcil1sarten die
Druckfestigkeit zwischen folgenden Werten:

Basalt = 2050 bis 4386 kg/qcm
Granit = 1300 " 2680
Grauwacke = 2753 " 3665

Die AbschJcifbarkeit liegt zwischen foJgenden
Grenzen:

Basalt = 0,08 bis 0,138 eem/Qcm
Granit   0.084 " 0,38
Grauwackc = 0,li8 " 0.22

Hiernach hätte Basalt in Druckbeständigkeit wie in
AbschJeifharkeit die gÜnstigsten Verhältnisse, wäre so­
mit für verkehrsreiche Straßen entschieden als das ge­
eig-netste GroßpfJaster zu erachten. Tatsächlich wird
er ja auch im Rheinland sowohl wie im SÜden und
Nordwesten Deutschlands seit langen Jahren schon zu
diesen Zwecken gebraucht. Die Erfolge, die man hier­
bei erzielt hat, steUen seiner Dauerhaftigkeit und
Leistungsfähigkeit für diese Aufgaben nUT das beste
Zeugnis aus. Aber man darf dabei docb nicht un­
heachtet lassen, daß es sich da nur um flache Fahr­
bahnen handelt. Vi esentIich verschiebt sich das Bild,
sobald man steigende Straßen in Betracht zieht Bei
solchen sprechen die erfahrungen ausnahmslos un­
bedingt gegen die Verwendung des Basalts für Groß­
pflasterzwecke. Selbst in nur mäßig steigenden Straßen
vollzieht sich an ihm gar bald eine völlige Glättung der
Kopfflächen, so daß das Pflaster dann namentlich fiir
Schwerfuhrwerk ganz ungeeignet, ja geradezu be­
denklich ist.

Dabei läßt sieh allerdings ein Unterschied im Ver­
haltcH der einzelnen Basaltartcl1 feststelle'\], je P01'jger
lind feinkörniger der Basalt ist, desto länger widersteht
er der glättenden Einwirkung der eisernen Radfclgcn.
Dagegen je dichter er bei gleichzeitiger völliger oder
vorwiegender Nichtkörnigkeit, desto ehcr unterliegt er
der Glättung.

Es ist indessen auch noch auf einen anderen Um­
stand hinzuweisen, der schuld daran ist, wenn man mit
Hasalt auch in flachstraßen Mißerfolg hat. Und zwar
auch hier wieder vorwiegend mit den dichtgefügten,
nichtkörnigen Arten. Sie neigen zu dem sogenannten
Sonnenbrand. Darunter versteht man eine Art mehr
oder weniger geheimer Verwitterung, die den Stein
zwar im Bruch noch und bei der Verarbeitung zum
Pflasterstein durchweg als dauerhaft und einwandfrei
erscheinen läßt, ihn aber unter der Verkehrsbean­
spruchung dann doch gar bald der Zermürbtmg lind Zer­
trÜmmerung ausliefert. Deutlich erkennbar ist dleser
Sonnenbrand an einer ins GraurötJiche gehenden Farb­
änderllilg. Erst recht dann, wenn der Stein im Bruch

unregelmäßige rauhe flächen statt glattes Aussehen
annimmt, graue .fjeckcn oder gar feine haarrisse er­
kennen 1äßt, ist er zweifellos dem Sonnenbrand ver­
fallen, und er wird unter der Einwirkung des fahr­
verkehrs bestimmt schon in aner Kürze seine Minder­
wertigkeit offenbaren müssen.

Obwohl der Granit nach den amtlichen mecGanisch­
technischen Prüfungszeugnissen sich in Druckfestigkeit
nd Ahnutzbarkeit weniger günstig stellt als der &t.salt,
Ist er dennoch der GlätttJIlg durch Verkehrseinwirkun6
in weit geringerem Grade unterworfen. Die Erklärung
dafÜr liegt in seiner natürlichen Zusammensetzung. In
überwiegender Menge führt er Quarz, der ia erheblich
härter ist als die gleichzeitig in geringerer Meng8 vor­
handenenBestandteile feldspat lind Hornblende. Da nun
das unter den Radfelgen sich vorwiegend bildende
Quarzmehl sich beständig zwischen die Unebenheiten
der Steinoherilächc drängt, schützt es so die anderen
weniger harten Mineralien des Granitpflastersteins be
harrlieh weitgehend vor der ihnen drohenden Zer­
mahlung. Daher die Erscheinung, daß es bef Granit.
großpflaster fast gar nicht zum Olattwerden der Stein­
oberfläche kommt.

Aber auch der Granit leidet bisweilen an einern
Geheimfehler, der seine Verwendung als Fahrbahn­
pflaster ausschließt. Es ist dies ein mitunter an Granit
auftretendes aUzugroßes \Vasscraulsaugevermogell, das
dann begreiflicher \Veise die \Vetterbeständigkeit, ins­
besondere die frostbeständigkeit des Steins auf zu ge­
ringen Wert herabdrückt. \Venn man im Frühjahr an
GranitgroßpfJaster beobachtet, wie sich da einzelne
kleinere und selbst mittelgroße Stücke mühelos aus dem
Belag berausnehmen Jassen, so hat man es da mit den
durch Frosteinwirkung entstandenen SPfcngsHicken
des Granits zu tun. Derartige Pflastersteine sind dann
aber eine nicht zu unterschätzende Geiahr Hir die SIe
umgebenden gesunden Steine. Denn die infolge der
ausgesprengten Teile entstandenen muldenartigen Ver­
he lungen führen natürlich unter dem Fal1rverkehr zu
einer weit stärkeren Inanspruchnahme der Nachbar­
steine, und so kOImnt dann die GleichmäBigkeit des
Fahrbahnpflasters immcr mehr herunter. Man kann
HUll, bevor lIlan Granitpflastersteiue verwendet, durch
ein einfaches Mittel die ,,\Vasscrsöffer" <HIS den normal­
guten Steinen aussondern: der ganze Steinhaufen wird
gehörig augenäßt. Diejenigen Steine, die dann auf­
faHend länger naß bleiben als die meisten anderen, und
die in diesem nassen Zustande ein schillerndcs Aus­
sehen annehmen, sind zu beanstanden und von der
V crpflasterung auszuschließen.

Nicht zu Unrecht mit zu den beliebtesten Pflaster­
steinen fiir städtische Straßen zählt die Grauwacke.
An Dalierhaftigkeit, Drlickfestigkeit und Zähigkeit läßt
sie nichts zu wünschen Übrig, da ihre Steine sich gar
nicht glätten und nur selten etwas runden. Daher gibt
sie auch auf stark steigenden Straßen selbst bei
schwerem Verkehr nur wenig Anlaß zu Ausbesserun­
gen. Dabei hat sie vor allem gegenÜber Basalt wie
Granit den Vorzug ihrer besonderen WohlfeUhclt. Ihr
gleichmäßiges und kräftiges Graublau wirkt zudem auch
in schönheit1icher Beziehung durchaus vorteilhaft.
Diese Gleichmäßigkeit der Färbung ist aber zugleich
auch Beweis für die pflastertechnische EinwJudfreiheit
einer Orauwackcnart, Denn manchmal ist die Grau­
wacke schichtig, äußerlich gekennzeichnet dnrch farbige
Abtöllung der Steinschichten. An soJcher Grauwacke



hängen dann oft z\vei oder drei Schichten nur rein
äußcrHch durch das kieseIigc Bindemittel zusammen,
würden abcr unter dem Fal1rverkehr gar bald aus­
cinanderfa!1en. j\Venn man vor dem Verpflastern den
Steinhaufen grÜndlich annäßt, ist der schichtige Parb­
unterschied an etwa vorhandenen derartig:en Steinen
dcutHc1J wahrzunehmen.

D====C

j!adeanstalt der Grube St. Michel in Deutschotli.
Architekt P. Tafel in Oörlitz.

(Abbildungen auf Blatt 145 und 146)
Die hier dargeste1Jte Badeanstalt wurde für üben

genannte Grube im Jahre 1913 erbaut und reicht fÜ1.
eine BekJ:;schaft von 1200 Mann aus.

Die Anjage ist in zwei 'rene geteilt; auf der einen
Seite hcfinden sich die KleiderzÜge und auf der andel eu
Seite \Vasch- lind Badegelegenheiten, jedoch nur
BrJ.llsl:n. weil diese Art l::inrichtulJg flir Onrbeuarbeiter
die vortejlhafteste ist.

eben dem Eingange liegt ein l aum für den Bade­
der von dort JUS die Anlage gut Übersehen

kann. sind noch vorgesehen drei Wannenbäder
fur Steij:;er lind Obersteiger sowie ein Bad für den Be­
triebsleiter ulld Markscheider. Eine Abortanlas;;e und
ein Trockenr,wJ1] hilden den Schluß dieser Anlage.c=c
Einspruch des Deutschen Arbeitgeberbundes
für das Baugewerbe gegen die staatlichen Be­
schränkungen des Absatzes und der Erzeugung

von Zement.
Der Vorstand des Deutschen Arbeitgeberbundes

für das Baugewerbe hat am 12. Juli d. J. nacl1stehcnde
Eingabe an den Bundesrat gerichtet:

Die Bundesr.:J.tsverordnung vom 29. Juni d. 1. über
die Beschränkung des Absatzes und der Erzeugung von
Zement *, die nach unwidersprochen gebliebenen
ZeitulJgsnachrichten auf die Vorstellungen der Vereini­
gungen der Zcmentindl1strie hin erlassen worden ist
berÜhrt in hohem Maße das deutsche Baugewerbe da
bedauerlicher \Veise vor dem Erlaß von den' zu­
ständigen RcgierungsorganeIJ nicht angehört waren ist.

,V/ie jn der politischen Tagespresse schon o-rund_
sätzlich Widerspruch gegen diese Verordnung e;hoben
worden ist, Weil hier wohl zum ersten Male mit Hilfe
der Kriegsgesetzgebung der Wettbewerb als solcher
beseitigt wird, so müssen aUe Zementverbraucher in
c:ster Linie also das Baugewerbe, entschieden ge en
die VernachläSSigullg ihrer Interessen zugunsteu der
Zernen hersteJler und ihre Ausschaltung hei der l\ege.
Jung emer ihrer wichtigsten gewerblichen Angeleg:en­
heUen Einspruch erheben.

Gelangt die Verordnung in der veröffentlichten
Form ZIJr Durchführung, was dem Baugewerbe vor­
I ufig als unmöglich erscheinen muß, so wird die Folge
eine neue, außerordentliche Erhöhung des Preises des
Zementes sein, die weit über die durch die Kriegs­
verhäJtnis.se beding-te Steigerung der Herstelhmgs­
kosten hmausgehen wird. Wir haben bereits am
20. Januar 1915 dem Hohen Bundesrat _ 1eider ohnc
Erfolg - die festsetzLll1g von Höchstpreisen Hir Ze­
ment e   TIPfo hleJ1, weil jede erhebliche Verteuerung des

* Siehe "Ostd. Bau-Zeitung" Nr. 54/1916, S. 232.
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Ballens zu einer weiteren l::inschränkung der Bau­
tätigkeit, zur Zurückhaltung neucr Bauaufträge führt
und dadllrch zahlreiche Unternehmer und Arbeiter zur
Erwerbslosigkeit verurteilt. Die Verantwortung für die
unausbleiblichen Folgen für den Burgfrieden muß das
Baugewerbe, das soeben erst den deutschen Bau­
arbeitern eine erhebliche Kricgsteuerungszulage zu den
Tariflöhnen bewilligt hat, um ihnen das Durchhalten zu
ermöglichen, ablehnen. Es bittet aber den Hohen
Rundesrat erneut darum, rechtzeitig durch eine Er­
ganzung der Verordnung, die nach Beseitigung des
Wettbewerbs noch dringender gewordenc Preis­
regelung selbst in die Hand zu nehmen. Dabei wird
wenn eine angemessene l::rhöhung der Preise unver
meidlich ersc'heiIJt, verl][nder.t werden müssen. daß
diese sofort in Kraft tritt, vielmehr some jede Preis­
erhöhung mindestens drei Monate vorher angekündigt
werden. Schon in normalen Zeiten haben die VOll der
Zementindustrie beliebten spnlnghaften Preiserhöhun_
gell einen sehr störenden I:::infJuß auf die Bautatigkeit
ausgeübt. Von dieser Tätigkeit sind aber so weite
Volkskreise in ihrer gesamten Existenz abhängig, daß
dagegen die Bestrebungen nach einer höheren l enta­
biIität der Zementfahriken zUl"ücktreten müSsen. Nach
diesem Gesichtspunkt hahen erfreulicher Weise auch
die Reichsämter gehandeJt, als sie im vcrgangene,!l Jahr
die von der Zementindllstrie verlal1g-te Konting-entsteuer
ablehnten. Sie lieHen damals erklären: "Maßnahmen
welche eine Verteuerung von Baumaterialien herbei
führen könntelJ, wÜrden sich schon mit I Ücksicht auf
die hekannte, schwierige Lage des Ballg-e\verbes ver­
bieten."

Fiir die Bauunternehmer verhängnisvoJl ist _ ab­
gesehen von der Ausschaltung des Wettbewerbs im
Zerncutbandel im allgemeinen besonders die Be­
stimmung im   1 der VerordnuHg, nach der Zement­
lieferuugsverträge über den 31. Dezembcl' hinans vor­
läufig (bis 30. November d. J.) nicht abgeschlossen wer­
den dürfen. Dadurch wird dem Unternehmer die
Möglichkeit genommen, sich für Bauten, die er Über­
nommcn hat oder übernehmen will und deren Aus­
führung in das Jahr 1917 hinÜbergreift, mit Zement ein­
zudecken, VieJe im Submissionsverfahren zu festen
Preisen vergebene große Bauten, besonders staatJiche
und kommunale, haben einc Bauzeit von mehr als
einem Jahre, oft von drei bis vier JahrelJ. Die über­
nahme der Bauausführungen erfolgt auf Grund von
BaustofflicferungsVerträgen. Ohne solche Verträge ist
eine ordnungsmäßjge Erfüllung der Bauverträge kaum
denkbar. Die soliden, vorsichtigen Unternehmer, die
iu Zukunft mit einer unbekannten Preissteiger!1ng des
Zements während der Bauausfiihrnng reclmen n,üßten,
werden in ihren Angeboten zu ihrer Sicherheit erheblich
höhere Forderungen stellen müssen, als bisher. Die Ban­
aufträge werden daher vielfach an hilligere leicht­
fertige oder unerfahrene Unternehmer fallen, 'die sich
dann ZL!m Schaden der Auftraggeber für die nicht
vorausgesehenen Preissteigerungen des Zements in an­
derer Weise schadlos zu halten suchen werden.

Wir bitten daher, daß die Bestimmung des   1
wieder aufgehoben wird Hir solche Bauten Über
welche Bauverträge abgeschlossen sind oder bj dende
Angebote abgegeben sind vor der Bekanntgabe der
Preise für das Jahr 1917.

Wird die Bestimmung nicht aufgehoben, so mÜßten
wir Um Anweisung an alle bauenden Behörden bitten,
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daß die sich aus Preissteigerungen des Zementes seit
Abschluß des Bauvertrags ergebenden Mehrkosten den
Ut,tcrnchmcrn besonders vergütet werden. Der bei
den Reichs- und Staatsbehörden bestehende Grundsatz,
daß die Bauverträge ohne Änderung zugunsten eines
Vertragschließenden zu erfüllen sind - der uns bei
unseren Anträgen auf Rückerstattung der Tellerungs­
zulagen der Rauarbeiter erst vor kurzem von Ver­
tretern der Rejchsämter lind Preußischen Ministerien
wjeder entgegengehalten worden ist, müßte dann end­
gÜltig aufgegeben werden.

Zum Schluß richten wir als Vertreter fast aller
leistungsfähigen deutschen Hochbau- und Betonbau­
Geschäfte die uns in 31 Landes- und ProvinziaJ­
verbände  und rund 600 Ortsverbänden angeschlossen
sind, die Bitte an den Hohen Bundesrat, in Zukunit uns
vor dem Erlaß von Verordnungen, die die wichtigsten
fragen unseres Gewerbes betreffen, anzuhören. An
den Vorsitzenden der neugeschaffenen Reichsstelle für
Zement haben wir bereits den Antrag gestellt, Ver­
treter Unseres Bundes als Sachverständige zu den Be­
ratungen über grundsätzliche Fragen heranzuziehen.
Wir bitten An:weisung zu geben, daß dicsem Antrag
folge g:eleistet wird.

o ==== 0

Schutzeinlagen gegen aufsteigende feuchtigkeit.
Die gegen aufsteigende feuchtigkeiten anzu­

ordnenden Schutzeinlagen bestehen am bestcn aus na­
türlichem Asphalt, I-P/z cm stark, oder aus doppelter
Lage guter Asphaltpappe mit darunter, dazwischen und
darüber angebrachter, also dreifacher Schicht aus heiD
auigestrichenem Gudron. In Anwendung sind ferner
jebeJsche Bleiplatten und, mit weniger gutem Erfolg,
einige Schichten von Klinkern in Zement. Bei An­
o .dnung hölzerner fußböden muß die Schutzeinlage
Osolierschicht) tiefer liegen als die Unter kanter der
Yußbodenlager; bei nicht unterkellerten Gebäuden also
nach Abb. 1 und 2. Die erstere Anordnung ist an zu­

Abb. 1.

Abb.2, Abb.3.

wenden, wenn der Sockel aus wasser durchlässigem
Siei1l (Sandstein oder auch Futz) besteht. Abb..2 ist
geeignet bei Sockel verkleidung ans Granit. Die Höhe,
bis Z]l der das Spritzwasser die Mauern schädigt, be­
trägt je nach Hähe des Traufenfalles 20-35 Clll. Bei
unterkellerten Gebäuden und wasserundurchlässigen
Seitenwänden des Kellers ist eine Schutzeinlage unter

I

den etwa vorhandenen Holzfußböden des Kellers und
eine zweite übt!:" der Iiöhe anzubringen, die das Spritz­
wasser der Traufen erreichen kann. 1\1eist aber sind
die Seitet( wände selbst des Schutzes bedürftig, und die
wagerechten Schutzeinlagen sind dann mit den senk­
rechten Schlltzschichten in dichte Verbindung zu brin­
gen. Ein Beispiel, wie sich eine derartige Sicherung
von Kellerräumen gegen aufsteigende und seitliche Erd­
feuchtigkeit in vollkommenster Weise- durchführen läßt,
gibt Abb. 3. Für die KeHermauer sei eine Stärke '\ on
51 em verlangt. Über dem Grundmauerwerksabsatz
werden zunächst einige Zie.gelschichten Z 51 cm und
1/ 2 Stein breit aufgemauert und eine wagerechte
Asphaitschicht a-b auigebracht. Das Mauerwerk wird
dann bis zur Höhe c-d 51 cm stark aufgeführt und in
seiner Außeniläche mit heißem Gndron gestrichen.
Darauf wird eine Lage Asphaltpappe geklebt, es folgt
dann neller Gudronanstrieh. zweite Papplage und
dritter Oudronanstrich. Die senkrechte Schutzschicht
11mB unten an die vorspringende Asphaltschicht a-b,
oben an eine zweite Schutzeinlage c-d genau an
schließen. SchlieBlich wird zum Schutze der senk­
rechten Einlage 1/".! Stein stark in Zementmörtel vor­
gehlendet.

Ist der Sockel für Feuchtigkeit durchlässig, so ist
der Gudronanstrich und der Asphalt hinter den zuerst
versetzten Sockelsteinen bis e durchzuführen, eben30
hinter den fensfersohlbänken und an deren seitlicher
fuge f-g. Soll der KeIlerfußboden asphaltiert werden.
so bringe man die Asphaltierung in innige Verhindung
mit der Schutzeinlage a-h. Dabei ist aber zu he­
achten: der Fußboden (Pilaster oder Beton) \'.'!rd viel
sp iter ]1ergestellt als die KeiJermauern. Alan wird die
Schl1tzein]age a-b leichter wieder auffinden und an sie
anschließen können, wenn sie von liause aus. \'/ie in
der AbbiJdung, in der Mauer eine Schicht höht:
als der später einzubringende Asphaltboden.
Asphalt ist dann bis b in die Höhe zu ziehen.

\V. Rmer.
o ==== C

Endgültiges übel' die Kriegsklausel.
Der Krieg als  ,böhere Gewalt".

\/j,fenn noch Zweifel bestanden haben, daß das
Reichsgericht auf dem Standpunkt stehe, wonach der
Ausbruch des Krieges von der Lieferung-spfHcht ent­
binde, wenn der Lieferungsvertrag die bekannte
Kriegsklausel cnthält, ohne daß der Lieferant den Nach­
weis der Licfcrungsuumäglichkcit zu führen habe, so
sind dieselben durch die iüngsten Entscheidungen des
höchsten Gerichtshofes endgÜltig beseitigt. In seiner
am 7. Juli d. J. gefällten cntsche;dung erklärt der

2. ZiviIsenat ausdrÜcklich, daß er, zum Beispiel dem
Hanseatischen Oberhmdesgericht gegenüber, an seiner
RechtsauffasslIng festhält, und beruft sich auf seine
früheren Urteile, von denen namentlich die am 14. April
1916 und am 20. .Mai 1915 von grundlegender Bedeutung
sind. In dem letzteren. das sich die rlandelswelt wäh­
rend des Krieges stets gegenwärtig halten sollte, wird
ausgefOhrt: .;:1>

.,Mit der Klausel ,Krieg vorbehalten' erkHirt der
Verkäufer. daß er im fall des Kriegseintrittes an den
Lieferungsvertrag nicht gebunden sein wUt. Er will
also keineswegs mir dann von der Liefernn,\?;spflicht frei
werdel1_ wenn der Krieg die Unmöglichkcit der
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Leistung verursacht, sondern wenn er überhaupt
eintritt."

,, weifcl beginnen erst bei der frage, welche Tat­
bestände mit dem V/ort ,Krieg' gemeint W,crdcn. \\.Tcnn
sich der Lieferungsvertrag darüber nicht ausspricht, so
muß cr nach Treu und Glaubcn mit RÜcksicht auf die
Verkehrssitte ergänzend ausgelegt werden. Offenbar
ist nicht jeder Krieg, der irgendwo in der Weit aus­
bricht, gemcint. V/ enn z. B. Chile an Peru den Krieg
erklärt j so ist das nicht der Tatbestand eines Krieges
im Sinne des vertraglichen Vorbehaltes. Gemeint sind
offcnbar nur solche Ereignisse, die auf Betriebe, von
denen der Lieferant abhängt, wesentlich, erhehlich
stärend, einwirken."

Auf den zur Entscheidung  tehenden fall als Bei­
SPIe[ h mveisend, sagt das Reichsgericht: .J Der Aus­
bruch des gegenwärtigen Krieges hat alle Voraus­
setzungen, unter denen dei'" Lieferant und der l1inter
ihm stehende Fabrikant arbeiten, geändert. Daß Licfer­
pflichten. die .<:.ich über Monate erstrecken, für sie
Ilach Ausbruch des Krieges eine ganz andere Last be.
deuten als in gewöhnlichen Zeiten, Hegt auf der Hand."
"Ob der Lieferant nach den Vorräten, die er zur Ver­
fügung hat, imstande ist, die laufenden Verträge zu er­
füllen, ist gleichgüJtjg. Der bedungene Vorbehalt
schließt aus, daß er sich mit den Käufern auf Erörterun­
gen über seine geschäftlichen Interna einzulassen hätte."

Völlig gleichbedeutend 'mit der Kriegsklausel ist
nach ständiger Rechtsprechung des l eichsgerichts die
Klausel "Force maienr". Sie befreit ebenso von der
Ueferungspflieht. Dies spricht der Senat in seiner Ent_
scheidung vom 29. April d. J. unzweideutig- aus: Der
Krieg ist ein ereignis höherer Gewalt; denn der ein­
zelne kann dUTch seine Kräfte den Ausbruch des Krieges
oder seine Einwirkung auf das Wirtschaftsleben nichtabwenden. sk.

0===== c

Verschiedenes.
Verbands-, Vereins- usw. Angelegenheiten.
\ittelenropälscher Verband akadem. Ingenieur­

vereine. Diesem in der Osterwoche vom Österreichi­
schen Jngellieur- und Architekten-Verein und dem Ver­
band Deutscher Diplom - Ingenieure gegründeten An­
näherungs verband hat sich nunmehr auch der Verband
der höheren technischen Beamten an den militär-tech­
nischen Instituten angeschlossen.

viertel sind auch in Lyck und Ortelsburg geplant.
Weitere Städte planen gleichfalls solche Anlagen. Nun­
mehr hat die "Deutsche Gesellschaft für Gartenkunst"
dem Oberpräsidenten der Provinz Ostpreußen den
Oartendirektor Ludwig Lesser aus ßerlin als beraten­
den Gartenarchitekt für den gesamten Wiederaufbau
in Ostpreußen in Vorschlag gebracht. Der Genannte
hat vor kurzem im Auftrage des Groß-Berliner Vereins
für Kleinwohnungswesen eine beachtenswerte Schrift:
_,Der Kleingarten, seine zweckmäßigste Anlag-e und Be­
wirtschaftung" erscheinen lassen und erhielt jetzt durch
den Obervräsidenten v. Batocki die nellaufgestelltcll
Bebauungspläne einiger Ostpreußen-Städte zur Begut
achtung über die darin vorgesehenen öffentlichen
Grünanlagen. Ob die Errjchtung einer ZentralsteJle für
Oartenkultur usw. In Ostpreußen geschaffen werden
wird, hängt noch von weiteren Vorarbeiten ah, die im
Interesse der Kleinstädte zunächst zu ergreifen sind.

A. G. V.

Der Wiederaufbau Polens.
Der Wiederaufbau der Städte und Dörfer schreitet,

wie die "Warschauer Ztg." nach dem "Kurjer Polsk{"
mitteilt, in manchen Gegenden des Landes rüstig vor­
wärts. Die Bauabtei1ung des HallPtfürsorgerats ist
nach Möglichkeit bemüht, den Wiederaufbau zu unter­
stützen. In manchen Gegenden des Landes macht sich
ein erheblicher Mangel an Architekten fühlbar. Aus
diesem Grunde hat die Bauabteilung des Haupt­
fürsorgerats ein Rundschreiben an die Städte und
Dörfer geschickt, um genaue Unterlagen über die Be­
dürfnisse der einzelnen Gegenden zu sammeln. An der
Hand dieser Unterlagen wird es der Bauabteilung
möglich sein, die erforderlicl1en Zwcigstel1en zu er­
öffnen, um den ,Wiederaufbau in den einzelnen Gegen­
den zu beschleunigen.

c====c
Handelsteil.

Zement.
Erhöhung der Berliner Zementpreise. Der Preis Hir

Zement im Bel li n e I' Gebiet ist um 50 Pt. für die Tonne
erhöht worden. Alte Abschliisse werden durch diese Preis­erhöhung nicht beriihrt. ­

Eisen.
Erhöhung der Preise für schlesisches Walzeisen. Mit

Giiltigkei't vom 10. Juli haben die sclde;;;ischen Eisengroß­
handlullj;1;elJ die Lagerpreise' für S tab eis e J1 und   i sen
b 1 e c h um ],50 ./t. für 100 kg erhöht.

Schraubcllpreiserhöbung. Durch Iierabsetzung der Ra
batte um 3 bis 5 v, H. erhöhte die außerhalb der Schrauben­
vereinigung stchende Rhein'ische SchralJb n  und Muttenlw
fabrik Bau er u. Sc hau r t e j,n Netjß die Preise für ein­
zelne Schraubensorten,

Zum Wiederaufbau Ostpreußens
Znr Förderung der Gartenkunst beim Wiederaniban

Ostpreußens werden jetzt weitere Maßnahmen er­
griffen. Stadtgärtner Schirrmacher-Instcrburg hatte
s. Zt. beim Oberpräsidium Vorscl1läge zur Errichtung
einer Zentralstelle für Gartcnkultur in Ostpreußen
unterbreitet, die inzwjschen geprÜft worden sind. Der
Genannte hat sodann einige Pläne von Wiederaufbau- Inhalt.
anlagen begutachtet. Diese ließen erkennen, daß die Basalt, Granit, Grauwacke als Großpflaster in Stadt­
Oartenstadtbe1wegung in Ostprel1ßen günstige Port- straßen. - Badeanstalt der Grube S1. Michel in Deutschoth.
schritte macht. Ein Garten viertel ist bereits in Allen- - Einspruch des Deutschen Arbeitgeherbundes fÜr das Bau­

stein im Entstehen, wo sogar trotz des Il{rieges mehrere   dve     Cr   g l g st   li   e   C ÜIS h 1  ir   e bSga:;:
Einfamiliel1villen erbaut sind. Hier is.t auch eine gemein- aufsteigende Feuchtigkeit. _ Endgültiges ijber die Kriegs­
niitzige Oartenstadt- und Besicdelungs-Genossenschaft klausel. - Verschiedenes. - IiandeIsteil.
gebildet. Von den zerstörten Städten haben ferner Abbildungen.
Gerdauen und Tapiau im neuen Stadtplan ein größeres Blatt 145-146. Architekt P. Tafel in Görlitz: Badeanstalt
Gartenstadtviertel vGi'gesehen. Ähnliche Gartenstadt- der Grube Si. Michel in Deutschoth.
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